LANDTAG: Opposition will DDR-Agrar-Debatte

Platzeck soll sich im Landtag erklären

POTSDAM - Die Opposition im Landtag hat der rot-roten Koalition ein ungeklärtes Verhältnis zur „Zwangskollektivierung“ der DDR-Landwirtschaft vorgehalten. In der letzten Zeit habe es deutlich relativierende Positionen aus der Koalition zum Begriff der „Zwangskollektivierung“ gegeben, sagte gestern der grüne Fraktionschef Axel Vogel. CDU, FDP und Grüne verlangen nun von Ministerpräsident Matthias Platzeck (SPD) ein „klares Wort“ im Landtag in Form einer Regierungserklärung. Platzeck solle mitteilen, wie die Position der Landesregierung sei, forderte FDP-Fraktionschef Hans-Peter Goetz. Der CDU-Vize-Fraktionschef Dieter Dombrowski meinte: „Von Rot-Rot wird damals erlittenes Unrecht als eine Art Recht umdeklariert.“

Anlass für die Debatte ist ein Jahrestag: Vor 50 Jahren hatte SED-Chef Walter Ulbricht die Kollektivierung der DDR-Landwirtschaft als abgeschlossen erklärt. Bauern wurden damals gezwungen, ihr Eigentum in Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (LPG) einzubringen. Am Sonntag wurde in Kyritz das bundesweit erste Denkmal für Opfer solcher Enteignungen enthüllt. Mit dabei waren auch Sachsen-Anhalts CDU-Ministerpräsident Wolfgang Böhmer und Brandenburgs Aufarbeitungsbeauftragte Ulrike Poppe.

Die Opposition stört sich daran, dass nicht der „Hausherr“ Platzeck an der Einweihung in Kyritz teilnahm, sondern Böhmer. Kritik gab es auch an der Teilnahme von Udo Folgart, SPD-Landtagsabgeordneter und Präsident des Landesbauernverbands, an einer Veranstaltung der Linken-nahen Rosa-Luxemburg-Stiftung. Die fand einen Tag davor auch in Kyritz zum Thema „Agrargenossenschaften gestern und heute“ statt. Folgart habe die Veranstaltung damit „geadelt“, meinte Dombrowski.

Die Linke wies die Vorwürfe gestern zurück. Auf der Veranstaltung der Luxemburg-Stiftung sei deutlich gemacht worden, dass der Prozess der Kollektivierung der Landwirtschaft „von oben“ verordnet wurde. „In den meisten Fällen konnte von Freiwilligkeit keine Rede sein und es gab Repressalien gegen sich zur Wehr setzende Bauern“, erklärten die Abgeordneten Kornelia Wehlan und Michael-Egidius Luthardt. Wer aber nur diese Seite betrachte, male schwarz. Noch heute würden viele Agrarbetriebe und Genossenschaften, die aus den LPG hervorgegangen seien, sehr erfolgreich wirtschaften. Folgart nannte die Vorwürfe der Opposition „geschmacklos“. (Von Igor Göldner)
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